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Welche Ungerechtigkeit darfs denn sein?
von Dr. Dominic Roser  
usammenfassung: Die Klimapolitik
scheint uns mit der Frage nach der
korrekten Abwägung zwischen
intra- und intergenerationeller Gerechtigkeit
zu konfrontieren. Dieser Artikel hat nicht das
Ziel, die angemessene Balance zwischen diesen
zwei Gerechtigkeiten zu eruieren, sondern die
Formulierung und den Fokus der zugrunde-
liegenden Fragestellung zu untersuchen. Er
macht auf drei Punkte aufmerksam: Erstens
stehen uns neben Trade-Oﬀs zwischen intra-
und intergenerationeller Gerechtigkeit gleich-
zeitig auch Win-Win-Maßnahmen oﬀen.
Zweitens ist es treﬀender zu sagen, dass es um
eine Priorisierung zwischen verschiedenen Un-
gerechtigkeiten geht. Ob tatsächlich Ungerech-
tigkeiten auf dem Spiel stehen, hängt davon ab,
was uns zu einer Abwägung veranlasst: Mach-
barkeitsgrenzen, Grenzen der eigenen Motiva-
tion oder Zumutbarkeitsgrenzen. Drittens
verdienen bei einer Abwägung zwischen Un-
gerechtigkeiten immer auch gewisse Folge-
pflichten Beachtung.
Einleitung
Mit dem Klimawandel riskieren wir für un-
sere Nachfahren schwerwiegende Folgen wie
Hitzewellen, Überschwemmungen, erzwun-
gene Migrationsströme und nicht zuletzt
auch unvorhergesehene Überraschungen.1
Aus der Perspektive der intergenerationellen
Gerechtigkeit besteht somit zweifellos
Grund, unsere Treibhausgasemissionen zu
reduzieren.2 Doch wie weit müssen wir
dabei gehen? Natürlich sollten wir bereit
sein, zugunsten des Schutzes unserer Nach-
fahren den Konsum mancher Luxusgüter zu
beschränken oder unnötig emissionsinten-
sive Hobbies zu ersetzen.3 Aber sollten wir
weiter gehen und beispielsweise auch gewillt
sein, auf Gerechtigkeit innerhalb der heuti-
gen Generation zu verzichten, um den Kli-
mawandel zu verhindern? Ist es vertretbar,
Desiderate der intragenerationellen Gerech-
tigkeit wie globale Armutsbekämpfung,
Chancengleichheit im nationalen Kontext
oder demokratische Partizipation auf dem
Altar der Nachhaltigkeit für die Zukunft zu
opfern? 
Diese Frage ist besonders schwierig, weil die
Verhinderung einer Klimakatastrophe selbst
eine Frage der Gerechtigkeit ist – eine Frage
der intergenerationellen Gerechtigkeit. Die
Frage lautet zugespitzt also, ob wir im
 Konfliktfall Gerechtigkeit gegenüber Zeit-
genossen oder Gerechtigkeit gegenüber
Nachfahren priorisieren sollen. An konkre-
ten Beispielen für ein Aufeinanderprallen
der zwei Ideale der intra- und der intergene-
rationellen Gerechtigkeit in der Klimapoli-
tik mangelt es nicht: Klimaschutz bringt
Lasten mit sich und die Verteilung dieser
 Lasten kann innerhalb der gegenwärtigen
Generation fairer oder unfairer erfolgen.
Wenn nun ein Industrieland, welches bereit
ist, seinen fairen Anteil der Lasten zu tragen,
mit dem Unwillen anderer Industrieländer,
ihren Teil zum Klimaschutz ebenfalls beizu-
tragen, konfrontiert ist, dann muss es abwä-
gen: Ebenfalls auf Klimaschutz zu verzichten
würde die Fairness innerhalb der gegenwär-
tigen Generation erhöhen, da keine Nach-
teile gegenüber den unwilligen Ländern in
Kauf genommen werden, wohingegen zu-
sätzlicher Klimaschutz – auch über den ei-
genen fairen Anteil hinaus – die Risiken für
zukünftige Generationen senken und somit
die intergenerationelle Gerechtigkeit beför-
dern würde.4 Ein anderes Beispiel ist der
Konflikt zwischen der Armutsbekämpfung
heute und dem Schutz vor Klimarisiken
morgen. Dieser Konflikt wird oft besonders
explizit hervorgehoben, so zum Beispiel vom
Copenhagen Consensus Center,5 das immer
wieder Armutsbekämpfungsmaßnahmen
gegenüber Klimaschutzmaßnahmen priori-
siert hat, oder von Murthy, Panda und
 Parikh,6 die bei einer dreißigprozentigen
CO2-Reduktion in Indien mit einer 17,5
Prozent höheren Zahl an Armen rechnen.
Ein weiteres Beispiel ergibt sich, wenn man
den derzeitigen klimapolitischen Entschei-
dungsprozess selbst unter Gerechtigkeitsge-
sichtspunkten evaluiert und beispielsweise
fragt, ob er dem Recht auf Partizipation für
alle Betroﬀenen Raum gibt, ob finanzstarke
Interessen keinen übermäßigen Einfluss und
ob marginalisierte Gruppen überhaupt eine
Stimme im Deliberationsprozess haben, ob
der Respekt vor der nationalen Souveränität
hochgehalten wird oder ob die demokrati-
sche Idee des ‚one person, one vote’ auch auf
globaler Ebene approximiert wird.7 Die
Spannung zwischen intergenerationeller Ge-
rechtigkeit und prozeduraler Gerechtigkeit
taucht in den internationalen Klimaver-
handlungen an unzähligen Stellen auf.
Wenn beispielsweise einer kleinen Gruppe
mächtiger Länder – unter Einschluss oﬀen-
sichtlich undemokratischer Länder – zuge-
standen würde, den Takt anzugeben, dann
könnte das durchaus zu eﬀektiveren
 Verhandlungsresultaten führen. Dies wäre
aus der intergenerationellen Perspektive
 positiv zu werten, nicht jedoch aus der Pers -
pektive der intragenerationellen prozedura-
len  Gerechtigkeit. Oder wenn einer von der
Regierung bestimmten Ombudsperson für
zukünftige Generationen oder bestimmten
Bevölkerungsgruppen, die als Hüter der In-
teressen zukünftiger Generationen verstan-
den werden (zum Beispiel die Jugend oder
Umweltorganisationen), politische Macht
zugesprochen wird, so könnte das so ver-
standen werden, dass es die intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit auf Kosten der
intragenerationellen prozeduralen Gerech-
tigkeit befördert.
Gegeben, dass solche Trade-oﬀs im Raum
stehen, scheint die große Frage also zu sein,
ob wir die intra- oder intergenerationelle Ge-
rechtigkeit priorisieren sollen. Im Folgenden
werde ich nun aber darlegen, wie diese For-
mulierung der Frage nicht ganz ins Schwarze
triﬀt.
Zielkonﬂikt oder Zielharmonie?
Ein erster Einwand gegen diese Fragestel-
lung lautet, dass wir oft gar nicht gezwun-
gen seien, uns für Gerechtigkeit gegenüber
Z
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Ich glaube, dass wir nicht nur 
gegenüber unseren Zeitgenossen,
sondern auch gegenüber zukünftigen
Generationen eine Verantwortung
haben – eine Verantwortung, die 
Ressourcen zu erhalten, die ihnen so
gut wie uns gehören, und ohne die
keiner von uns überleben kann.
/ Kofi Annan /
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Es scheint nämlich präziser, von einer
Pflicht, die Ungerechtigkeit zu verringern,
statt von einer Pflicht, die Gerechtigkeit zu
steigern, zu sprechen. Gerechtigkeit ist – im
Gegensatz zu Ungerechtigkeit – kein gradu-
elles Konzept. Gerechtigkeit geht mit der
Idee eines Sättigungspunkts einher. Unsere
Aufgabe besteht darin, unterhalb dieses
Punkts Ungerechtigkeit zu reduzieren.
Oberhalb dieses Punkts – wenn wir getan
haben, was die Gerechtigkeit von uns for-
dert – müssen und können wir eine gerechte
Welt nicht noch gerechter machen. Wir
können unseren Zeitgenossen und Nach-
fahren zwar auch oberhalb dieses Sätti-
gungspunkts Gutes zukommen lassen, aber
solche ‚Boni’ müssen als moralisch edel gel-
ten und nicht als ‚zusätzliche Gerechtigkeit’
verstanden werden. Im Folgenden werde ich
Wohlergehen, Chancen oder Güter, die wir
unseren Nachfahren oder Zeitgenossen zu-
kommen lassen, ohne dass wir sie ihnen aus
Gerechtigkeitsgründen schulden würden, als
‚supererogatorische Begünstigungen’ be-
zeichnen. 
Das ist zugegebenermaßen ein haarspalteri-
scher Sprachgebrauch und mit etwas mehr
Wohlwollen dürfen wir ‚mehr Gerechtigkeit’
schlicht und einfach als ‚weniger Ungerech-
tigkeit’ interpretieren. Der einzige Grund,
weshalb ich diese Pedanterie hier erwähnt
habe, ist, dass sie unseren Blick auf die Frage
lenkt, was sich in Trade-Oﬀ- und Win-Win-
Situationen denn genau für Ziele gegenüber
stehen. Wenn wir zwei Parteien (Zeitgenos-
sen und Nachfahren) haben, dann gibt es
vier mögliche Kombinationen an Zielen, die
sich gegenüber stehen können: Jede politi-
sche Maßnahme verringert oder steigert für
jede der zwei Parteien entweder die Unge-
rechtigkeit oder die supererogatorischen Be-
günstigungen (vgl. Tabelle auf der nächsten
Seite).
Um diese abstrakte Taxonomie plastischer zu
machen, sei je ein Beispiel für alle vier Fälle
erwähnt (diese Beispiele basieren unver-
meidlich auf kontroversen Prämissen über
Gerechtigkeitstheorien). Ein Beispiel für den
Fall 1 (genaugenommen Fall 1d) wäre
 beispielsweise ein heute gegründeter schwei-
zerischer Fonds, der Klimaanpassungsmaß-
der Perspektive der intergenerationellen Ge-
rechtigkeit dar, wenn dabei alle andern sogar
noch dazugewinnen. Gerechtigkeitsansprü-
che können nicht nur deshalb unerfüllt blei-
ben, weil es in einer Situation der Knappheit
jemanden somit etwas kosten würde, diese
zu erfüllen, sondern auch weil in Situatio-
nen des Überflusses aus Unachtsamkeit
(oder gar aus Böswilligkeit) Möglichkeiten
zu ‚kostenlosen’ Gerechtigkeitsfortschritten
nicht ausgenützt werden. Es gibt zwar aus
theoretischer Perspektive nichts Tieferes zu
solchen ‚Free Lunches’ in Bezug auf Ge-
rechtigkeit zu sagen, als dass wir davon
 Gebrauch machen sollten, aber ihre Triviali-
tät bedeutet nicht, dass es keine echten
 Gerechtigkeitsfortschritte sind. Was man
sich höchstens fragen kann, ist, weshalb sie
nicht bereits alle ausgenutzt worden sind.
Das ist allerdings nicht besonders mysteriös:
Auch Egoisten lassen irrationalerweise Mög-
lichkeiten aus, ihr Eigeninteresse zu beför-
dern, und dasselbe gilt für Akteure, die auf
Gerechtigkeit ausgerichtet sind.
Allerdings ist einzugestehen, dass die Tatsa-
che, dass unter anderem Maßnahmen zur
Verfügung stehen, bei denen zwischen der
Beförderung intra- und intergenerationeller
Gerechtigkeit kein Zielkonflikt herrscht,
nicht bedeutet, dass nicht gleichzeitig Maß-
nahmen zur Verfügung stehen, die uns zu
einer Abwägung zwingen. Und dass wir von
ersteren auf jeden Fall Gebrauch machen
sollen, bedeutet nicht, dass wir von letzteren
nicht ebenfalls Gebrauch machen sollen. Es
ist also nicht so, als würde in der Klimapo-
litik entweder ein Zielkonflikt oder Zielhar-
monie herrschen: Es kommt darauf an,
welche Maßnahme wir in Betracht ziehen.
Manche Maßnahmen sind Win-Win-Maß-
nahmen und erst wenn diese alle ausge-
schöpft sind, bleiben nur noch Trade-
Oﬀ-Maßnahmen, das heißt Zielkonflikte,
übrig. In einer begrenzten Welt ist das auch
nicht anders möglich.10
Mehr Gerechtigkeit oder weniger Unge-
rechtigkeit?
Die Frage, ob wir intra- oder intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit priorisieren sollen, triﬀt
aus einem weiteren Grund nicht ganz ins
Schwarze. Im letzten Abschnitt haben wir ge-
fragt, ob ein Zielkonflikt oder Zielharmonie
herrscht (Antwort: in der realen Welt wohl
beides). Nun wollen wir fragen, ob die Ziele,
zwischen denen Harmonie oder Konflikt
herrscht, adäquat charakterisiert sind, wenn
sie als ein Zuwachs an inter- bzw. intragene-
rationeller Gerechtigkeit beschrieben werden.
Zeitgenossen oder Nachfahren zu entschei-
den. So diene zum Beispiel der Transfer sau-
berer Technologien von Industrieländern in
Entwicklungsländer sowohl dem Klima-
schutz als auch der Armutsbekämpfung
heute; die Armutsbekämpfung heute verrin-
gere auch die Verletzbarkeit gegenüber zu-
künftigem Klimawandel; oder wenn die
schwerfälligen internationalen Klimaver-
handlungen dem Konsensprinzip weniger
und einem zumindest schwachen Mehr-
heitsprinzip mehr Raum gegeben würden,
so könne das sowohl aus der Perspektive
prozeduraler Gerechtigkeit innerhalb der ge-
genwärtigen Generation als auch aus der
Perspektive der eﬃzienten Entscheidungs-
findung – und somit der intergenerationel-
len Gerechtigkeit – begrüßenswert sein.
Besteht also gar kein Spannungsverhältnis
zwischen den beiden Gerechtigkeiten,
 sondern besteht vielmehr eine Win-Win-
 Situation? (Oder besteht sogar eine Win-
Win-Win-Situation, in der ein Akteur nicht
nur die Gerechtigkeit gegenüber Nachfah-
ren und Zeitgenossen, sondern gleichzeitig
auch das Eigeninteresse befördern kann?)
Die gängigen Antworten auf diese Frage
sind von Wunschdenken verzerrt. Aktivisten
haben ein Interesse an einem ‚Ja’, während
Gerechtigkeitstheoretikerinnen ein Interesse
an einem ‚Nein’ haben. Der Einsatz von Ak-
tivisten für ein hehres Ziel verliert an
Schwung und Schlichtheit, wenn sie sich
mit Zielkonflikten herumschlagen müssen.
Und so liegt die Versuchung nahe, mögliche
Spannungsverhältnisse unter den Teppich zu
wischen und in der Hoﬀnung auf eine prä-
stabilierte Harmonie zwischen verschiede-
nen wichtigen Anliegen zu verhindern, dass
die Ziele gegeneinander ausgespielt werden.8
Gerechtigkeitstheoretikerinnen hingegen
haben ein besonderes Auge für Zielkon-
flikte, da es dort erst richtig spannend wird.
Wenn wir A besser stellen können, ohne
dass dies B schlechter stellt, dann gibt es
keine interessanten Trade-Oﬀs zu analysie-
ren. Ja, gemäß einer einflussreichen, auf
Hume zurückgehenden Tradition können
sich Gerechtigkeitsfragen überhaupt erst in
Situationen der Knappheit stellen.9 Aller-
dings ist es fraglich, weshalb ein Akteur kei-
nen Gerechtigkeitsanspruch auf etwas haben
sollte, was er bekommen kann, ohne dass
dies andere negativ betreﬀen würde – das
heißt: ohne dass in diesem Sinne Knappheit
herrschen würde. Wenn bessere Gebäude iso-
lierungen beispielsweise Emissionen und
Geld sparen, dann stellen die eingesparten
Emissionen auch dann einen Fortschritt aus
5
Eine Antwort auf den Klimawandel
muss in ihrem Herzen eine 
Neuverteilung des Wohlstandes 
und der Ressourcen anstreben.
/ Emma Brindal /
klar, was zu tun ist. Und der Fall 1, in dem
bloß supererogatorische Begünstigungen zur
Debatte stehen, wirft nur am Rand Gerech-
tigkeitsfragen auf.11 
Aus der Tatsache nun, dass es bei der aus Ge-
rechtigkeitsperspektive wirklich schwierigen
Frage um eine Abwägung zwischen ver-
schiedenen Ungerechtigkeiten geht, lassen
sich diverse Schlüsse ziehen. Im nächsten
Abschnitt gehe ich darauf ein, was uns dies
über den ‚limitierenden Faktor’ schließen
lässt. Im übernächsten Abschnitt gehe ich
darauf ein, was wir für Schlüsse über ‚Folge-
pflichten’ ziehen können. 
Flaschenhälse
Zum limitierenden Faktor: Trade-Oﬀs wer-
den nur dann relevant, wenn die Menge an
Maßnahmen, die zur Debatte stehen, be-
schränkt ist. Wenn wir unbegrenzt zwischen
Maßnahmen zugunsten von Zeitgenossen
und Nachfahren wählen können, dann stel-
len sich keine interessanten Abwägungsfra-
gen. Diese Unbegrenztheit finden wir in der
realen Welt natürlich nicht vor und die
Frage dieses Abschnitts ist, weshalb nicht:
Welche Faktoren limitieren die Maßnah-
men, die aufs Tapet kommen und zur
 Debatte stehen? Je nachdem, was den ‚Fla-
schenhals’ darstellt, der uns zu einer Auswahl
Anlass gibt, ergibt es tatsächlich Sinn, von
einer Abwägung zwischen Ungerechtigkeiten
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zu sprechen. Für die folgende Liste mögli-
cher limitierender Faktoren ist es wichtig, im
Auge zu behalten, dass diese Faktoren ak-
teursrelativ sind: Was einen Flaschenhals für
einen Akteur – eine Person oder eine Nation
– darstellt, muss es nicht für einen anderen.
Auch sind die Faktoren nicht exklusiv: Es
können mehrere Faktoren gleichzeitig die
Handlungsoptionen eines Akteurs be-
schränken.
1. Machbarkeit: Der Faktor, der uns beim
Handeln zugunsten unserer Zeitgenossen
und Nachfahren am oﬀensichtlichsten be-
schränkt, ist die Machbarkeit. Dabei soll
Machbarkeit hier in einem engen Sinn – im
Sinn von Möglichkeit – verstanden werden:
Die heute und hier für einen Akteur verfüg-
bare Menge an Maßnahmen ist beschränkt
aufgrund von Naturgesetzen, aufgrund von
logischen Gesetzen, aufgrund des Gangs der
Geschichte in der Vergangenheit und auf-
grund des Handelns anderer Akteure in der
Gegenwart.
Wenn die Machbarkeit der limitierende Fak-
tor ist, dann ist es sehr zweifelhaft, ob die
Rede von einer Abwägung zwischen Unge-
rechtigkeiten angemessen ist. Wenn uns
schlicht keine Optionen oﬀenstehen, die aus
Gerechtigkeitsperspektive als besser gelten
müssten, dann sind wir und unser Handeln
aus Gerechtigkeitsperspektive nicht kriti-
sierbar. Insofern Handlungen und Personen
als gerecht oder ungerecht evaluiert werden,
könnte dann nicht davon die Rede sein, dass
wir aufgrund von beschränkten Möglichkei-
ten zur Abwägung zwischen intra- und
 intergenerationeller Ungerechtigkeit ge-
zwungen sind. Insofern wir den Hand-
lungsspielraum optimal ausnützen, würde
dann die ‚am wenigsten ungerechte’ Wahl
automatisch als die gerechte Wahl gelten.12
Wenn man allerdings Gerechtigkeitsevalua-
tionen nicht nur auf Personen und Handlun-
gen anwendet, sondern auch auf Zustände,
dann kann es korrekt sein, sogar dann von
einem Trade-Oﬀ zwischen intra- und inter-
generationeller Ungerechtigkeit zu sprechen,
6
nahmen in der Schweiz in fünfzig Jahren fi-
nanziert. Das würde die Gegenwart etwas
kosten und im Gegenzug die Zukunft be-
günstigen. Sowohl die heute als auch zu-
künftig lebenden Schweizerinnen könnten
aber kaum behaupten, dass ihnen ein Un-
recht widerfahren würde, wenn sie diese
 Kosten heute tragen müssen bzw. in fünfzig
Jahren diese Begünstigungen nicht erhielten.
Ein Beispiel für den Fall 2 (genaugenommen
Fall 2a) ist der Ersatz der heutigen Subven-
tionen für fossile Energieträger durch
 finanzielle Unterstützung für Entwicklungs-
länder, die eine saubere Energieversorgung
aufbauen wollen. Ein Beispiel für den Fall 3
(genaugenommen 3b) ist der Verzicht auf
die Entwicklung eines Emissionshandelssy-
stems: Wenn dieser Verzicht bewirkt, dass
die globale Klimaschutzanstrengung einer-
seits geringer und andererseits teurer ausfällt
als mit Emissionshandel, dann kann das so-
wohl ungerechte Klimarisiken für unsere
Nachkommen bewirken als auch der Ar-
mutsbekämpfung in der Gegenwart entge-
genwirken. Beispiele für Trade-oﬀs im Fall 4
wurden in der Einleitung bereits mehrere ge-
nannt. Diese Trade-Oﬀs im Fall 4 sind die
Fälle, die aus Gerechtigkeitsperspektive be-
sonders relevant sind. In den Fällen 2 und
3, in denen die Ungerechtigkeit auf Kosten
der supererogatorischen Begünstigungen re-
duziert werden kann, ist im Allgemeinen
Erläuterung: Jede Zelle in dieser Tabelle besteht aus vier Unterzellen: 
So gibt es beispielsweise im Fall 4 
(a) Win-Win-Maßnahmen, die die Ungerechtigkeit für Gegenwart und Zukunft 
verringern (Zielharmonie)
(b)Lose-Lose-Maßnahmen, die die Ungerechtigkeit für Gegenwart und Zukunft 
erhöhen („Negative“ Zielharmonie)
(c) Trade-Oﬀ-Maßnahmen, die die Ungerechtigkeit für die Gegenwart erhöhen 
und für die Zukunft verringern (Zielkonflikt)
(d)Trade-Oﬀ-Maßnahmen, die die Ungerechtigkeit für die Gegenwart verringern 
und für die Zukunft erhöhen (Zielkonflikt)
Wir müssen jede Generation davon
überzeugen, dass sie auf dem 
Planeten Erde nichts als 
Durchreisende sind. Sie gehört ihnen
nicht. Sie hat nicht das Recht, die
noch ungeborenen Generationen
dem Untergang zu weihen. Sie hat
nicht die Freiheit, die menschliche
Vergangenheit auszulöschen oder
ihre Zukunft zu verdunkeln.
/ Bernard Lown /
Politische Maßnahmen bewirken...
Tabelle 1: Jede politische Maßnahme verringert oder steigert für die Gegenwart 















Fall 1 Fall 2
Fall 3 Fall 4
Machbarkeitserwägungen mit ein: Für Ak-
teur A ist zwar die eigene Motivation kein
Faktor, der die Machbarkeit einer Maß-
nahme für A einschränken könnte, jedoch
ist die Motivation jedes anderen Akteurs ein
Faktor, der die Machbarkeit einer Maß-
nahme für A einschränken kann (insofern
die Motivation dieser anderen Akteure ihr
Handeln beeinflusst). Die Unterscheidung
zwischen der eigenen Bereitschaft und der
Bereitschaft anderer kann jedoch auch  subtil
sein. Wenn eine Vertreterin eines kollekti-
ven Akteurs – zum Beispiel eine Klimaver-
handlerin oder Umweltministerin – eine
Maßnahme mit dem Hinweis ablehnt, dass
dies von der Bevölkerung nicht mitgetragen
würde, so kann dies auf zwei Arten inter-
pretiert werden: Die Vertreterin kann damit
einerseits ausdrücken, dass ihr eigener
Handlungsspielraum durch die Motivation
eines anderen Akteurs – der Bevölkerung –
limitiert wird. Das wäre eine plausible Be-
hauptung. Andererseits kann die Vertreterin
aber auch als Sprachrohr des kollektiven Ak-
teurs sprechen und behaupten, dass der
Raum der Möglichkeiten des kollektiven Ak-
teurs durch die Motivation des kollektiven
Akteurs eingeschränkt werde. Das hingegen
wäre keine plausible Behauptung. Ein drit-
ter Grund, weshalb Machbarkeit und Moti-
vation als limitierende Faktoren nicht immer
klar unterschieden werden, liegt in der Pro-
blematik der Willensschwäche. Während das
Stichwort ‚Machbarkeit’ die limitierenden
Faktoren bezeichnet, die nicht unter unse-
rer Kontrolle sind, bezeichnet das Stichwort
‚Motivation’ denjenigen Faktor, der unter
unserer Kontrolle ist: unser eigener Wille.
Nur ist es nicht immer eindeutig, ob unser
Wille unter unserer Kontrolle ist. Für einen
alkoholabhängigen Menschen mag die Be-
hauptung beispielsweise zutreﬀend sein, dass
der Verzicht auf das Glas am Morgen nicht
im Bereich des Möglichen liegt. Allerdings
ist es fraglich, wie groß die praktische Rele-
vanz des Suchtverhaltens als Analogie zum
fehlenden politischen Willen, Ungerechtig-
keiten im Bereich der Klimapolitik zu ver-
ringern, tatsächlich ist: Sind unsere
Gesellschaften beispielsweise wirklich süchtig
nach Öl, wie uns manche Schlagzeile weis-
machen will – oder ist dies eine rhetorische
Überhöhung? Ein simpler und kontrollier-
barer Wunsch – und zwar nach dem Wohl-
stand, der aufgrund des gegenwärtigen
technologischen Stands mit billiger Energie
aus Öl verbunden ist – scheint die politische
Situation besser zu treﬀen als die Rede von
einer genuinen Abhängigkeit. 
3. Zumutbarkeit: Im letzten Absatz habe ich
behauptet, dass wir sowohl die intra- als
auch die intergenerationelle Ungerechtigkeit
deutlich verringern könnten – wenn wir nur
die Motivation aufbringen würden. Dage-
gen mag eingewendet werden, dass dies zwar
stimme, dass aber die Selbstaufopferung, die
mit einer deutlichen Verringerung der Un-
gerechtigkeit gegenüber Zeitgenossen und
Nachfahren einherginge, ‚zu viel verlangt’
sei. Die Moral könne zwar gewisse motiva-
tional anspruchsvolle Handlungen verlan-
gen, doch gebe es dafür auch Grenzen. Es sei
beispielsweise zumutbar, den Lebensstil
etwas zu ändern, die richtigen Parteien zu
wählen oder 10 Prozent zu spenden – was
aber darüber hinausgehe, sei überfordernd.
In dieser Perspektive ist der limitierende
Faktor nicht die Machbarkeit oder die Mo-
tivation, sondern die Zumutbarkeit.
Wenn es tatsächlich die Zumutbarkeit ist,
welche eine Abwägung nötig macht, dann
ist es eine oﬀene Frage, ob wir von einer Ab-
wägung zwischen Ungerechtigkeiten spre-
chen sollten. Es hängt davon ab, wie die
Zumutbarkeitsgrenzen begründet werden.
Ein möglicher Begründungstyp für solche
Grenzen ist sozusagen moralintern:14 Die
Moral stelle faktisch keine überfordernden
Ansprüche an uns oder sie könne dies (auf-
grund metaethischer Erwägungen) nicht
einmal. Das folgende Beispiel kann diesen
Begründungstyp illustrieren: Wer die Posi-
tion vertritt, dass moralische Forderungen
verallgemeinerbar sein müssen und bei ihrer
allgemeinen Befolgung keine desaströsen
Folgen für alle bewirken dürfen, kann mo-
ralische Prinzipien kritisieren, die unseren
persönlichsten Entscheidungsspielraum zum
Sklaven der Nöte und Wünsche anderer ma-
chen. Die Kritik an solchen Prinzipien
würde lauten, dass sie in Situationen großer
Knappheit alle (statt nur einige) zu einem
düsteren Leben ohne Gestaltungsspielraum
verdammen. Ein anderer Begründungstyp
für Zumutbarkeitsgrenzen ist sozusagen mo-
ralextern: Die Moral könne zwar tatsächlich
sehr anspruchsvolle Pflichten mit sich brin-
gen, aber wenn sie das tue, dann hätten wir
keinen Grund, auf ihre Stimme zu hören.
Wenn ich beispielsweise im Sinne des Inter-
nalismus glaube, dass Gründe letztendlich
wenn wir den Spielraum der Möglichkeiten
voll ausnützen.13 Dieser Fall kann einerseits
eintreten, wenn der politische Outcome
vom Handeln mehrerer Akteure abhängt
und das Fehlverhalten anderer Akteure für
mich nur noch ungerechte Outcomes zur
Auswahl oﬀenlässt. Andererseits tritt dieser
Fall – dass man nicht anders kann, als zwi-
schen ungerechten Ergebnissen zu wählen –
auch ein, wenn man eine Gerechtigkeits-
theorie vertritt, die es erlaubt, Zustände als
ungerecht zu taxieren, die sich ohne
menschliches Zutun so entwickelt haben.
Wenn man zum Beispiel glaubt, dass die Ko-
existenz von unfreiwilliger Armut und
Wohlstand auch dann eine Ungerechtigkeit
darstellt, wenn kein Mensch etwas dafür
oder dagegen tun kann, dann gibt es weitere
Situationen, in denen man aufgrund be-
schränkter Ressourcen vor der Wahl zwi-
schen verschiedenen ungerechten Zuständen
steht.
2. Motivation: Die schiere Machbarkeit al-
leine stellt keinen besonders einschränken-
den Faktor dar: Die Naturgesetze, die
logischen Gesetze sowie die vergangenen
und gegenwärtigen Handlungen unserer
Mitmenschen verunmöglichen es uns kei-
neswegs, sowohl die inter- als auch die in-
tragenerationelle Ungerechtigkeit deutlich
zu verringern. In der politischen Realität
scheint die (eigene) Motivation oft den en-
geren Flaschenhals darzustellen: Wir sind
meist schlichtweg nicht willens, die Mühe
aufzubringen, die nötig wäre, um Gerech-
tigkeit gegenüber unseren Nachfahren und
Zeitgenossen zu bewirken. Wenn die Moti-
vation der limitierende Faktor ist, dann ist
die Rede von einer Abwägung zwischen Un-
gerechtigkeiten oﬀensichtlich angebracht.
Die Schwierigkeit besteht jedoch darin, klar
zu unterscheiden, welche Maßnahmen auf-
grund von Machbarkeitserwägungen und
welche Maßnahmen aufgrund fehlender
Motivation nicht zur Debatte stehen. Die
Unterscheidung zwischen Machbarkeit und
Motivation ist aus mindestens drei Gründen
vertrackter, als es auf den ersten Blick
scheint. Erstens ist die Sprache verwirrend:
Wir gebrauchen oft dieselbe Wortwahl, um
auf Machbarkeit und Motivation Bezug zu
nehmen. Sogar in Fällen, in denen es oﬀen-
sichtlich ist, dass wir schlicht nicht bereit
sind, die Kosten einer Maßnahme zu tragen,
sprechen wir davon, dass diese ökonomisch
nicht machbar sei oder nicht im Bereich des
politisch Möglichen liege. Zweitens fließt die
menschliche Motivation in gewisser Hin-
sicht ja tatsächlich als Bestimmungsfaktor in
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Wir leben im ersten Zeitalter, in dem
wir uns ernsthaft mit der Zukunft 
beschäftigen. Die Ironie liegt darin,
dass wir eventuell gar keine haben.
/ Arthur C. Clarke /
motivieren müssen und in mir aber keine
motivationalen Grundlagen für anspruchs-
volle oder gar erdrückende moralische For-
derungen vorhanden sind, dann ist es für
mich tatsächlich auch nicht begründet, sol-
chen Forderungen Folge zu leisten.
Wenn Zumutbarkeitsgrenzen moralextern
begründet werden, dann scheinen die nöti-
gen Abwägungen oft auf Abwägungen zwi-
schen Ungerechtigkeiten hinauszulaufen.
Zumutbarkeitsgrenzen ermöglichen es uns
in diesem Fall, auch genuine Gerechtig-
keitsforderungen abzuweisen – und somit
auch zwischen verschiedenen Ungerechtig-
keiten abzuwägen. Gerade umgekehrt ist es
aber, wenn man die Grenzen der Überfor-
derung moralintern begründet: Im Sinne
dieser Begründung kann einer Handlung
deshalb abgesprochen werden, eine Pflicht
zu sein, weil ihre Ausführung überfordernd
wäre. Wenn eine Handlung aber keine
Pflicht ist, dann bewirkt der Verzicht auf
ihre Ausführung auch keine Ungerechtigkeit
– und zwingt uns somit auch nicht zur Ab-
wägung zwischen verschiedenen Ungerech-
tigkeiten. Allerdings muss zugestanden
werden, dass die theoretische Lage zu die-
sem ema nicht besonders klar ist.15 Es ist
deshalb schwierig zu sagen, ob jemand, der
eine Forderung als unzumutbar abweist, so
verstanden werden möchte, dass er damit
der Forderung gleichzeitig abspricht, eine
Forderung der Gerechtigkeit zu sein. Die
Tatsache, dass der Verweis auf Überforde-
rung allzu oft auf einem Bauchgefühl be-
ruht, hat einen weiteren Nachteil: Sie macht
es schwer zu bestimmen, wo denn die Gren-
zen der Zumutbarkeit genau liegen. Genau
dies wäre aber wichtig zu wissen, wenn wir
uns fragen, ob die Motivation oder die Zu-
mutbarkeit der limitierende Faktor ist.
Wenn beispielsweise erst extrem anspruchs-
volle Pflichten als überfordernd gelten oder
wenn umgekehrt zwar die Zumutbarkeits-
grenzen nicht hoch angesetzt werden, die ty-
pische Motivation der Menschen aber noch
viel tiefer liegt, dann verlieren diese Zumut-
barkeitsgrenzen ihre praktische Relevanz. In
der Klimapolitik ist es tatsächlich eine plau-
sible Annahme, dass die menschliche Be-
reitschaft, Kosten zu tragen, schon lange vor
den ersten plausiblen Überforderungsgren-
zen mit den Forderungen der Gerechtigkeit
kollidiert. So gehen Edenhofer, Knopf und
Barker et al. beispielsweise davon aus, dass
es weniger als 2,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts kosten würde, das Zwei-
Grad-Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von
80 Prozent zu erreichen.16 Sogar wenn diese
8
Schätzung weit daneben liegen sollte, wäre
es immer noch abstrus zu glauben, dass bei
einer sorgfältigen Verteilung dieser Kosten
unzumutbare Kosten auf dem Spiel stehen.17
Weshalb ist es wichtig zu wissen, ob die Ab-
wägung zwischen Maßnahmen zugunsten
unserer Zeitgenossen oder Nachfahren auf
eine Abwägung zwischen Ungerechtigkeiten
oder zwischen supererogatorischen Begün-
stigungen hinausläuft? Ein Grund ist, dass
im Falle einer Abwägung zwischen Unge-
rechtigkeiten ein viel eindeutigeres Optimie-
rungsgebot besteht: Wenn wir schon
zwischen Ungerechtigkeiten wählen, dann
sollten wir wenigstens die am wenigsten un-
gerechte Option wählen. Wenn es hingegen
um eine Abwägung zwischen supererogato-
rischen Begünstigungen geht, dann steht
uns mehr Freiheit bei den Erwägungen, die
unsere Wahl leiten, zu. Diese Freiheit
kommt insbesondere in interpersonellen Ab-
wägungen zum Tragen: Wenn supererogato-
rische Begünstigungen auf dem Spiel stehen,
steht es uns eher oﬀen, eine Person zulasten
anderer zu begünstigen. Wenn wir hingegen
vom supererogatorischen in den ungerech-
ten Bereich wechseln, dann ist es eine
schwierige Frage, in welchen Umständen das
Gebot der Minimierung der Ungerechtig-
keit auch zulassen sollte, dass eine starke Ver-
ringerung der Ungerechtigkeit gegenüber
einer Person zulasten einer leichten Erhö-
hung der Ungerechtigkeit gegenüber einer
anderen Person geht. 
Folgepﬂichten
Wenn es tatsächlich Ungerechtigkeiten sind,
zwischen denen wir abwägen, dann hat das
aber nicht nur für die Abwägung selbst Re-
levanz, sondern führt auch zu gewissen ‚Fol-
gepflichten’. Solche Folgepflichten sind
womöglich nicht gleich relevant wie die
Pflicht, zwischen Ungerechtigkeiten gegen-
über Gegenwart und Zukunft korrekt abzu-
wägen, sie sollten deshalb aber nicht in
Vergessenheit geraten.
Ein Beispiel einer solchen Folgepflicht be-
steht darin, bei der Abwägung zwischen Un-
gerechtigkeiten das Ideal lebendig vor Augen
zu halten. Wenn wir intensiv darauf fokus-
sieren, aus den ungerechten Optionen die
am wenigsten ungerechte Option zu wäh-
len, so besteht die Versuchung darin, das
große Ziel – ein Ende der Ungerechtigkeit
– aus den Augen zu verlieren. Es kann sogar
eine Art von Selbstzufriedenheit eintreten,
wenn wir die schwierige Aufgabe gemeistert
haben, optimal zwischen den Ungerechtig-
keiten abgewogen zu haben. Dieser Kritik
müssen sich beispielsweise wohl das Copen-
hagen Consensus Center18 oder Posner und
Weisbach19 stellen. Während des ganzen
Prozesses der Priorisierung zwischen intra-
und intergenerationeller Ungerechtigkeit das
Ideal hochzuhalten, schließt die Folgepflicht
mit ein, anzuerkennen, dass man eine unge-
rechte Politik wählt. Diese Anerkennung
sollte mit Bedauern einhergehen und – wo
das kohärent möglich ist, das heißt insbe-
sondere gegenüber Zeitgenossen und insbe-
sondere wenn die eigene Motivation den
Flaschenhals darstellt und man bereit ist,
sich zu ändern – eine Entschuldigung mit
einschließen. Ein weitere Aufgabe, die sich
einstellt, wenn wir die primäre Aufgabe,
 Gerechtigkeit zu bewirken, nicht erreichen,
besteht darin, mit einem Leben in Unge-
rechtigkeit existentiell zurechtzukommen. Das
ist nicht notwendigerweise eine moralische
Aufgabe, sondern es geht dabei vor allem um
die Einstellung gegenüber der eigenen
Schuld und auch den Versuch, sich auf sinn-
volle Weise mit den Unvollkommenheiten
dieser Welt zu versöhnen. Eine dritte Folge-
pflicht besteht darin, die limitierenden Fak-
toren über die Zeit hinweg zu lockern. Wenn
der fehlende Willen anderer der Flaschen-
hals ist, dann ist Überzeugungsarbeit zu lei-
sten. Wenn die eigene Motivation der
Flaschenhals ist, dann ist einerseits eine Ab-
wendung vom Unwillen, gerecht zu han-
deln, angesagt, aber auch ein schlauer
Umgang mit der eigenen Psychologie, so
dass jedes gegebene – aber unvollkommene
– Maß an Motivation mit einer möglichst
starken Verringerung der Ungerechtigkeit
kompatibel ist. Letzteres bedeutet Maßnah-
men zu wählen, bei denen der Gewinn in
Form einer Verringerung der Ungerechtig-
keit im Verhältnis zu den gefühlten Kosten
möglichst hoch ist. 
Fazit
Angesichts der schwierigen Trade-Oﬀs in der
Klimapolitik scheint die große Frage zu sein,
ob wir intra- oder intergenerationelle
 Gerechtigkeit priorisieren sollen. Dieser Ar-
tikel hat problematische Aspekte dieser Fra-
gestellung hervorgehoben: Erstens triﬀt die
Frage nicht ins Schwarze, weil uns auch viele
ungenutzte Maßnahmen oﬀenstehen, die
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sie sich ständig in die Gegenwart
verwandelt.
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9uns nicht zu einer Priorisierung zwingen,
sondern die sowohl die intra- wie auch die in-
tergenerationelle Ungerechtigkeit vermindern.
Zweitens wäre es treﬀender zu sagen, dass es
um eine Priorisierung zwischen  verschiedenen
Ungerechtigkeiten und super erogatorischen
 Begünstigungen für unsere Nachfahren und
Zeitgenossen geht. Ob und welche Unge-
rechtigkeiten auf dem Spiel stehen, hängt
davon ab, was der limitierende Faktor ist,
der uns überhaupt zu einer Abwägung ver-
anlasst: Machbarkeitsgrenzen (inklusive der
Grenzen, die sich aus der Motivation ande-
rer ergeben), Grenzen der eigenen Motiva-
tion und Zumutbarkeitgrenzen. Drittens ist
die Priorisierungsfrage nicht die einzig rele-
vante Frage. Wenn wir tatsächlich zwischen
Ungerechtigkeiten abwägen, dann kommen
sofort auch Folgepflichten aufs Tapet.
Neben diesen Bemerkungen über die Frage,
sollte die Frage selbst (auf sinnvolle Art ver-
standen) natürlich auch noch beantwortet
werden: Sollten wir der Verringerung der
intra- oder intergenerationellen Ungerech-
tigkeit den Vorzug geben (unter der An-
nahme, dass wir bereits alle Win-Win-
Optionen ausgeschöpft haben und dass wir
die Folgepflichten ernst nehmen)? Die Frage
hat wohl eine einfache Antwort: Weder
noch. In der Perspektive einer unpar-
teiischen Ethik hat Gerechtigkeit gegenüber
Nachfahren das gleiche Gewicht wie Ge-
rechtigkeit gegenüber Zeitgenossen. Wenn
aber beide Formen der Ungerechtigkeit das
gleiche Gewicht haben, dann sollte die ganze
Energie auf zwei Aufgaben verwendet wer-
den: Erstens zu bestimmen, ob wir die For-
derungen intra- oder intergenerationeller
Gerechtigkeit zur Zeit stärker verfehlen und
zweitens zu bestimmen, in welchem der zwei
Bereiche der Einsatz, den wir innerhalb des
Machbaren zu leisten gewillt sind, den grö-
ßeren Unterschied macht.
Anmerkungen
1 Vgl. IPCC 2014.
2 Vgl. Roser/Seidel 2013; Tremmel 2013.
3 Vgl. Shue 1993.
4 Vgl. Hohl/Roser 2011.
5 Vgl. Lomborg 2013.
6 Vgl. Murthy/Panda/Parikh 2007.
7 Vgl. beispielsweise Beckman/Page 2008;
Held/Hervey 2011.
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Slogan aus dem Klimakontext „Equity is the
Pathway to Ambition” oder die Beteuerung
des World Future Council: „[i]mproving the
prosperity and dignity of those living today
is a pertinent precondition to protecting the
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die Eltern notwendigerweise schuldig wer-
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13 Vgl. hierzu auch Gheaus 2013.
14 Vgl. Cullity 2006, Kpt. 6.
15 Das hat gemäß meinem Eindruck nicht
zuletzt damit zu tun, dass der Überforde-
rungseinwand sowohl in der Alltagsethik als
auch in der akademischen Ethik omniprä-
sent ist, aber im Verhältnis zu seiner Promi-
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konartikel, Sammelbände, Monographien
oder Übersichtsartikel gibt. Meines Wissens
gibt es das zum ema der Zumutbarkeit
kaum.)
16 Vgl. Edenhofer/Knopf/Barker et al.
2010.
17 Natürlich stehen bei jeder politischen
Maßnahme für ganz bestimmte Gruppen
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spiel für diejenigen, die aufgrund der Maß-
nahme ihre Stelle verlieren und umziehen
müssen.
18 Vgl. Lomberg 2013.
19 Posner/Weisbach 2010.
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usammenfassung: Wir argumentie-
ren, dass die Ökonomik – als wis-
senschaftliche Methode zur Analyse
von Trade-oﬀs – hilfreich (und vielleicht sogar
unverzichtbar) sein kann, um die Trade-oﬀs
zwischen intergenerationeller und intragenera-
tioneller Gerechtigkeit zu beurteilen. Eine
 ökonomische Analyse kann die ‚Möglichkei-
tenmenge’ der Politik im Hinblick auf die bei-
den normativen Ziele der inter- und der
intragenerationellen Gerechtigkeit darstellen;
Nutzung von Instrumenten der Gerechtigkeit
impliziert, dass eine  Rivalität zwischen den
beiden Formen von Gerechtigkeit besteht und
dass die Opportunitätskosten der beiden Ge-
rechtigkeiten positiv sind; (2) negative Oppor-
tunitätskosten bei der Verwirklichung von
einer Form von Gerechtigkeit dann entstehen,
wenn es zwischen den beiden Gerechtigkeiten
eine Begünstigung besteht, die nur dann zu-
stande kommt, wenn die Instrumente der Ge-
rechtigkeit ineﬃzient verwendet werden; (3)
d.h. sie kann beschreiben, welche Ergebnisse bei
der Realisierung dieser beiden Ziele innerhalb
eines gegebenen Kontexts möglich sind und
welche nicht. Zudem kann sie zwischen einer
eﬃzienten und ineﬃzienten Verwendung von
Instrumenten der Gerechtigkeit unterscheiden.
Sie kann die Opportunitätskosten der höheren
Zielerreichung eines Gerechtigkeitsziels in
Bezug zur geringeren Zielerreichung eines an-
deren darstellen. Wir stellen fest, dass unter sehr
allgemeinen Bedingungen (1) Eﬃzienz bei der
Ökonomische Analyse der Trade-offs zwischen Gerechtigkeiten*
von Prof. Dr. Stefan Baumgärtner, Dr. Stefanie Sievers-Glotzbach, Dr. Nikolai Hoberg, 
Prof. Dr. Martin F. Quaas und Klara Helene Stumpf
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